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Gemeinsam sind Ende Januar 2021 der 
Paritätische, die Volkssolidarität, ver.di 
und weitere Vereine und Verbände mit 
einem Aufruf an die Öffentlichkeit ge-
gangen, der finanzielle Soforthilfen für 
Arme fordert. DIE LINKE. Brandenburg 
steht hinter den Forderungen, erklärte 
Co-Landesvorsitzende KATHARINA SLA-
NINA: 
 
"Solidarität muss in der Krise gerade 
die finanziell Schwächsten in der Ge-
sellschaft in den Blick nehmen. Die 
Hartz IV-Regelsätze reichen schon un-
ter normalen Umständen nicht zum 
Leben aus. Die zuletzt erfolgte Er-
höhung um 14 Euro war weniger als 
ein Tropfen auf den heißen Stein. In 
der Pandemie sind die Lebenshal-
tungskosten in vielen Bereichen mas-
siv angestiegen. Auch die aktuelle 
Pflicht zum Tragen medizinischer 
Masken ist im Regelsatz nicht abgebil-
det. Berlin und Thüringen gehen hier 
voran und geben zumindest die Mas-
ken kostenlos an Bedürftige aus. Dabei 
allein kann es aber nicht bleiben. 
Zu Recht fordern die Verbände eine 
bedarfsgerechte Anhebung des Regel-
satzes auf mindestens 600 Euro und 
einen Zuschlag für die Dauer der Pan-

demie von 100 Euro. Diese Maßnah-
men müssen jetzt umgesetzt werden. 
Auch Kinder in benachteiligten Famili-
en müssen endlich mit den nötigen 
Lernmitteln für den Distanzunterricht 
ausgestattet werden, einschließlich 
der erforderlichen Endgeräte. Die 
Nachteile, die ihnen jetzt durch man-
gelnde Teilhabe entstehen, wirken 

dauerhaft nach. Das gilt es zu verhin-
dern! 
Neben dem richtigen und notwendi-
gen Schutz der Wirtschaft müssen 
endlich die Menschen in den Fokus ge-
nommen werden. Deshalb unterstüt-
zen wir den erneuten Vorstoß der So-
zialverbände.” 
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Endlich Soforthilfen für Arme!

Anlässlich der Befreiung des Konzen-
trationslagers Auschwitz im Jahr 1945 
durch die Rote Armee gedachte DIE 
LINKE. Potsdam der Opfer des Faschis-
mus am 27. Januar 2021. So legten Mit-
glieder des Kreisvorstandes und der 
SVV-Fraktion der LINKEN am OdF-
Denkmal auf dem Platz der Einheit ein 
Blumengebinde nieder (Foto rechts).   
Weiter gedachten der Kreisvorstand 
und die Fraktion dem 2009 verstorbe-
nen Auschwitz-Überlebenden Willi 
Frohwein auf dem nach ihm benann-
ten Platz am Babelsberger Findling 
(linkes Foto). Der Willi-Frohwein-Platz 

wird derzeit zu einem neuen Gedenk-
ort umgestaltet. 
Katja Kipping und Bernd Riexinger, 
Vorsitzende der Partei DIE LINKE er-
klärten zum internationalen Holo-
caust-Gedenktag am 27. Januar: “Auch 
heute noch muss uns dieser Tag in be-
sonderem Maße daran erinnern, wo-
hin es führt, wenn man den radikalen 
Rechten, den Rassisten und Faschisten 
nicht entschieden entgegen tritt. Und 
auch wenn die Konzentrationslager 
befreit wurden, die ideologischen 
Grundlagen dieses grausamen  
Systems sind bei weitem nicht über-

wunden. Wir sehen, wie Rechte sich 
auf der Straße organisieren. Wir wis-
sen, dass sie Menschen ermordet ha-
ben, in Kassel, in Hanau, in Halle und 
in den Jahren davor in der ganzen Re-
publik. Dass sie durch die AfD auch 
den Bundestag als ihre Bühne nutzen, 
ist immer wieder schwer zu ertragen. 
Für uns als Linke ist das Gedenken des-
halb ein klarer Auftrag, unerschrocken 
antifaschistisch zu sein. In Parlamen-
ten ebenso wie im Alltag. Für uns gilt 
auch deshalb: Nie wieder Krieg! Nie 
wieder Faschismus!“

Das Gedenken ist ein Auftrag zum Antifaschismus

Foto: istockphoto
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Gebt die Impfpatente frei!

Ein anspruchsvolles Jahr für die Potsdamer Feuerwehr

Die Diskussionen um die Covid-Impfstof-
fe reißen nicht ab. Fest steht: Derzeit 
kommen die Hersteller nicht mir der Pro-
duktion hinterher. Die Nachfrage ist viel 
größer als die Produktionskapazitäten 
von BioNTech/Pfizer, Moderna und Co. 
Zwar wird BioNTech demnächst einen 
weiteren Produktionsstandort bei Mar-
burg eröffnen, doch wird das kurzfristig 
nichts an der Unterversorgung ändern. 
Zumal viele Länder in Afrika, Südamerika 
und Asien in absehbarer Zeit kaum Zu-
gang zu Impfstoffen haben werden. 70 
ärmere Länder werden in diesem Jahr 
nur zehn Prozent ihrer Bevölkerung ge-

gen Covid-19 impfen können, warnen Or-
ganisationen wie Oxfam und Amnesty 
International. Denn die reichen Länder 
haben sich einen Großteil der Impfstoffe 
gesichert. Doch angesichts von Coronavi-
rus-Mutationen, die etwa in Großbritan-
nien eine neue Welle an Infektionen ver-
ursachen, wird die Impfung auch für 
Zehntausende Westeuropäer*innen zu 
spät kommen. Die Produktion muss so 
schnell wie möglich hochgefahren wer-
den. 
 
Die Bundesregierung muss handeln 
Die Linksfraktion im Bundestag fordert 
daher, die Patente für Impfstoffe freizu-
geben, denn weder wirtschaftliche noch 
nationale Interessen dürfen die Bekämp-
fung der Pandemie beeinträchtigen. So 
soll „die Bundesregierung alle gesetzli-
chen Möglichkeiten ausschöpfen, um die 
Produktionskapazitäten für Impfstoffe 
im In- und Ausland zu erhöhen“, heißt es 
in einem Antrag, den die Linksfraktion 
beschlossen hatte. Das ist keine welt-
fremde Forderung, sondern in Deutsch-
land sogar gesetzlich möglich. So verwei-
sen die Autor*innen des Antrags auf das 
Infektionsschutzgesetz, wonach das 
Bundesgesundheitsministerium neuer-
dings anordnen kann, „dass eine Erfin-
dung gemäß § 13 Absatz 1 Patentgesetz 
ungeachtet eines bestehenden Patent-
schutzes benutzt werden soll“. So kann 
die Bundesregierung die Hersteller von 

Impfstoffen „im Interesse der öffentli-
chen Wohlfahrt“ veranlassen, Lizenzen 
an andere Firmen zu vergeben, um die 
Produktionskapazitäten zu erhöhen und 
auch die Preise für die Impfstoffe festle-
gen. 
 
Die Pandemie international bekämpfen!  
„Natürlich muss das Missmanagement 
der Bundesregierung bei der Bestellung 
und Verteilung der Impfstoffe beendet 
werden, aber das reicht nicht aus“, un-
terstreicht Achim Kessler, der gesund-
heitspolitische Sprecher der Linksfrakti-
on. Die Pandemie könne nicht in einzel-
nen Ländern oder Kontinenten bekämpft 
werden, sondern nur global. Das zeigt 
der Blick auf die Zahlen: Weltweit haben 
sich mehr als 91 Millionen Menschen in-
fiziert, von denen fast zwei Millionen die 
Infektion nicht überlebten. 
Und so fordert der Antrag, „ärmeren Län-
dern den Zugang zu Impfstoffen zu er-
möglichen“. Zudem soll die Bundesregie-
rung die Initiative der Regierungen Indi-
ens und Südafrikas unterstützen, „auf ei-
nige der Verpflichtungen aus dem TRIPS-
Abkommen zum Schutz und zur Durch-
setzung von Patenten, Urheberrechten 
und verwandten Schutzrechten (…) zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie so 
lange zu verzichten, wie diese andauert.“ 
Die Zeit drängt! Der Antrag wird bereits 
am Donnerstag eingebracht. 

Fabian Lambeck 

Die Potsdamer Feuerwehr hat am 11. Ja-
nuar 2021 ihre Bilanz für 2020 veröffent-
licht. Demnach gab es im vergangenen 
Jahr mit insgesamt 25.645 Einsätzen gut 
400 weniger als im Vorjahr. Großeinsät-
ze waren bspw. der Brand in einer Tief-
garage in Klein Glienicke, der Gebäude-
Vollbrand in Babelsberg und die Brand-
serie in der Industriebrache in der Glas-
meisterstraße. „Das Jahr 2020 war an-
spruchsvoll“, resümiert Feuerwehrchef 
Ralf Krawinkel. „Alle Einsätze haben we-
gen Corona ein noch höheres Maß an 
Disziplin und Aufmerksamkeit gefordert.  
 
Die Arbeit der Feuerwehr in Zahlen: 
Von den 25.645 Gesamteinsätzen entfie-
len 18.051 Einsätze auf die Notfallrettung 
(-5,89% zum Vorjahr) und 2.346 Einsätze 
auf den Krankentransport (-7,67% zu 
2019). Einsätze mit dem Stichwort „Coro-
na“ waren 611 zu bewältigen. Durch die 
angespannte Lage in den medizinischen 
Einrichtungen mussten im Jahr 2020 
deutlich mehr Verlegungsfahrten zwi-
schen den Krankenhäusern abgewickelt 
werden. Hier stiegen die Einsatzzahlen 
um 38,85 Prozent deutlich auf 1.158.  
Zu Einsätzen der technischen Hilfe- 
leistung und zur Brandbekämpfung 
rückte die Feuerwehr Potsdam insge-
samt 2.482 (-1,86%) mal aus. Dabei stei-
gerten sich die Brandeinsätze um 11,32% 
auf 472 Fälle. Die Fehlalarme gingen er-

freulicherweise um 9,86% auf 622 
zurück.  
Durchschnittlich 80 mal pro Tag rückte 
der Rettungsdienst im Jahr 2020 von ei-
nem der drei Standorte aus. Für die Coro-
na gerechte Hygiene wurden rund 430 Li-
ter Händedesinfektionsmittel (+353%) 
und 45.000 Liter Flächendesinfektions-
mittel (+300%) verbraucht. 
Die Fahrzeuge der Feuerwehr rückten im 
Schnitt 6,81 mal täglich zu Einsätzen im 
Stadtgebiet aus. Der höchste Tageswert 
2020 lag bei 16 Feuerwehreinsätzen. Die 
Einsatzstelle mit der längsten Ein-
satzdauer war nach 12 Stunden und 37 
Minuten abgearbeitet. 

Brandtote gab es 2020 nicht zu bekla-
gen, ebenso musste die Feuerwehr bei 
größeren Waldbränden nicht wie 
2018/19 unterstützen und auch von 
schweren Stürmen oder Starkregener-
eignissen blieb Potsdam verschont. Da-
gegen gab es eine hohe Anzahl an Was-
serrettungseinsätzen im Sommer und 
umfangreiche technische Hilfeleistun-
gen bei Verkehrsunfällen. 
Die Silvesternacht war ruhig in Potsdam 
- es gab nur 65 Einsätze - 48 für den Ret-
tungsdienst und 17 Brandeinsätze. Das 
ist ungefähr die Hälfte des Aufkommens 
einer “gewöhnlichen” Silvesternacht.

Informationen der 
Redaktion 
 
Die Märzausgabe von 
„Potsdams anderen Sei-
ten“ erscheint am 5. März 
2021. Redaktionsschluss 
ist dann am 20. Februar 
2021. 
 
Die Redaktion
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Grünen Co-Vorsitzender Robert Ha-
beck und DGB-Vorsitzender Reiner 
Hoffmann haben dieser Tage in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung für 
einen entkrampfteren Umgang mit 
Staatsschulden plädiert. Gleichzeitig 
warnen sie die LINKE vor einer Steuer-
debatte und verheddern sich dabei 
selbst in Widersprüche. 
Vor dem Hintergrund der Corona-
Pandemie, des notwendigen sozial-
ökologischen Umbaus und der ge-
wachsenen sozialen Ungleichheit ver-
weisen Habeck und Hoffmann auf die 
hohen anstehenden Investitionen 
und widmen sich dem Verhältnis von 
Investitionen und Sparsamkeit und 
von Steuern zur Gerechtigkeit. Sie 
kommen zu der richtigen Erkenntnis, 
dass Deutschland den aktuellen An-
stieg der Verschuldung angesichts 
seiner Wirtschaftskraft und den wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen 
gut verkraften kann. Dabei enthält 
der Beitrag sinnvolle Aspekte zu den 
Problemen der Schuldenbremsen im 
Grundgesetz und spricht sich für eine 
Reform mit Blick auf öffentliche In-
vestitionen aus. Auch die rasche Rück-
kehr zur Schuldenbremse ab 2022 
wird kritisiert. 
Das ist ein Fortschritt. Allerdings 
wundert sehr, warum Habeck und 
Hoffmann prominent in der Über-
schrift des Artikels der Linken das Ver-
heddern in Widersprüchen vorwirft 
und explizit vor einer Steuerdebatte 
warnen. Bekanntlich gibt es aus der 
LINKEn und Teilen der SPD die Forde-
rung nach einer Vermögensabgabe 
und aus der SPD immer wieder die 
Forderung nach einem Corona-Soli 

aus der Einkommensteuer. 
Natürlich haben Habeck und Hoff-
mann Recht damit, dass die Schulden 
durch die Corona-Krise auch ohne 
eine Vermögensabgabe zu finanzie-
ren sind. Die Zinslast beträgt derzeit 
unter zwei Prozent des Bundeshaus-
halts, vor der Finanzkrise lag sie noch 
bei 14,2 Prozent und das Zinsniveau 
wird auf absehbare Zeit niedrig blei-
ben. Die Schuldenstandsquote 
(Staatsschulden zum BIP) ist derzeit 
immer noch geringer als nach der Fi-
nanzkrise. Zudem hat die Europäische 
Zentralbank (EZB) einen Großteil der 
neu ausgegebenen Schulden in die 
Bücher genommen. Als Zentralbank 
kann sie in eigener Währung nie Plei-
te gehen. Natürlich hat dies alles 
auch Nebeneffekte, wie z.B. die zeit-
weise Börsenrallye trotz Coronakri-
se.Die infolge der Corona-Pandemie 
angewachsenen Staatsschulden sind 

nach wie vor tragbar und wie nach 
der Finanzkrise kann durch Wachs-
tum und niedrige Zinsen und ohne ri-
gide Ausgabenkürzungen langfristig 
herausgewachsen werden. 
Mit ihrer Absage an eine Steuerde-
batte würgen Habeck und Hoffmann 
eine Verteilungsdebatte ab, die jetzt 
und gerade vor der nächsten Bundes-
tagswahl unbedingt notwendig ist. 
Die Parteien der Großen Koalition 
sind offensichtlich fest gewillt, bald 
nach der Wahl die Schuldenbremse 
wieder anzuwenden. Dies bedeutet, 
dass in der nächsten Legislatur die 
Steuern erhöht oder die Investitionen 
und Ausgaben für Soziales gekürzt 
werden müssen. Deswegen ist jetzt 
der genau richtige Zeitpunkt, um 
Flagge zu zeigen. Wir fordern daher 
eine Vermögensabgabe für Millionä-
re, um Druck aus dem Kessel zu neh-
men und die Superreichen stärker zur 

Finanzierung öffentlicher Aufgaben 
heranzuziehen.  
Das größere Problem liegt ohnehin 
bei den Ländern, die einer rigideren 
Schuldenbremse als der Bund unter-
liegen und zugleich größere Finanz-
sorgen haben. Dafür brauchen wir die 
Vermögensteuer, denn die Vermö-
gensabgabe geht verfassungsgemäß 
an den Bund. Selbst wenn die Schul-
denbremse abgeschafft oder hin-
sichtlich Investition gelockert würde, 
gäbe es einen erheblichen Finanzbe-
darf für fehlende Personalausgaben 
(wie die vielen Personalengpässe im 
öffentlichen Dienst, in Schulen, der 
Verwaltung etc. zeigen). Diese lassen 
sich aber sinnvollerweise nicht über 
Kredite finanzieren, sondern über 
Steuern. 
Im Jahr der Bundestagswahl wirkt die 
Warnung von Habeck und Hoffmann 
vor einer Steuerdebatte reichlich un-
politisch. Tatsächlich handelt es sich 
bei Hoffmann und Habeck aber um 
Vollblutpolitiker. Sicherlich ist der Bei-
trag in erster Linie machtpolitisch 
motiviert. Er ist einerseits ein Signal, 
dass der DGB nunmehr auf die Grü-
nen statt die SPD setzt. Die Grünen 
scheinen darauf hinweisen zu wollen, 
dass sie mit der CDU, ggf. sogar mit 
Herrn Merz, kaum gewillt sind, über 
Verteilungsfragen in den Clinch zu 
gehen. Wie sie dann allerdings den Fi-
nanzierungsbedarf des Bundes und 
der Länder für den sozial-ökologi-
schen Umbau aufbringen wollen, 
bleibt ein ungelöstes Geheimnis. 

Fabio de Masi / Axel Troost (MdB) 

Der politische Jahresauftakt der LIN-
KEN ist normalerweise eine gute be-
suchte Veranstaltung. Hier treffen sich 
Genoss*innen und Freund*innen der 
LINKEN, um sich auf das neue Jahr ein-
zustimmen. Doch die Corona-Pande-
mie machte der LINKEN hier einen 
dicken Strich durch die Rechnung. So 
wurde der Jahresauftakt am 10. Januar 
2021 zu einem reinen Online-Event. 
 
Die beiden Parteivorsitzenden Katja 
Kipping und Bernd Riexinger setzten 
in ihren Auftaktreden die politischen 
Schwerpunkte für das Superwahljahr 
2021 und stellten die wirtschaftlichen 
Leitlinien der LINKEN vor. „Das Jahr 
Corona hat uns auch gezeigt, die Poli-
tik der Nuller-Jahre, wonach der 
Markt alles regelt, ist erledigt“, unter-
strich Kipping und betonte: „Der Weg 
raus aus der Krise kann nicht einfach 
in die alte Normalität von vor Corona 
führen. Schließlich basierte diese auf 
der doppelten Ausbeutung von 

Mensch und Natur. Doch genau diese 
Ausrichtung auf Profite macht eine 
Gesellschaft anfälliger für Krisen. Es 
ist also höchste Zeit, die Regeln zu än-
dern und umzusteuern.“ 
Bernd Riexinger versprach: „Wir wer-
den mit aller Kraft dagegen kämpfen, 
dass die Kosten und Folgen der Krise 
auf die Beschäftigten, Erwerbslosen, 
Rentner- und Rentnerinnen abge-
wälzt, während die Superreichen 
noch reicher werden.“ DIE LINKE 
kämpfe, so Riexinger, für einen so-
zialökologischen Weg aus der Krise 
und eine klare Alternative zum Kurs 
der Regierung. Diese klaren Alternati-
ven finden sich in einem gemeinsa-
men Papier der beiden Vorsitzenden, 
dass in Zusammenarbeit mit Bundes-
geschäftsführer Jörg Schindler und 
Bundesschatzmeister Harald Wolf 
entstanden ist. „Umsteuern jetzt. Für 
einen sozial-ökologischen Weg aus 
der Krise“, so der programmatische 
Titel des Papiers. 

Kämpferisch ins Super-Wahljahr
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Eine Staatsschulden- und Steuerdebatte tut not  
Ein Kommentar zu Robert Habecks und Reiner Hoffmanns Debattenbeitrag in der FAZ 

Umverteilen kann so einfach sein                    FOTO: Martin Henlein

Weiterführende Links 
 
https://www.youtube.com/watch?v=Qa9_v2y1Npo - die Aufzeichnung des 
Neujahrsempfangs 
 
https://www.die-linke.de/start/nachrichten/detail/umsteuern-jetzt-fuer-
einen-sozial-oekologischen-weg-aus-der-krise/
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1848 - Das „Manifest“ erscheint
„Ein Gespenst geht um in Europa - 
das Gespenst des Kommunismus. 
Alle Mächte des alten Europa haben 
sich zu einer heiligen Hetzjagd gegen 
dies Gespenst verbündet, der Papst 
und der Zar, Metternich und Guizot, 
französische Radikale und deutsche 
Polizisten“, so beginnt es – das „Kom-
munistische Manifest“, veröffentlicht 
am 21. Februar 1848 in London.   
Das Manifest der Kommunistischen 
Partei – oft nur „Manifest“ genannt – 
kann zurecht als eines der bedeu-
tendsten Dokumente der Arbeiterbe-
wegung angesehen werden. Auf der 
Grundlage des wissenschaftlichen 

Sozialismus legten die damals erst 29 
und 27 Jahre alten Karl Marx und Frie-
drich Engels ein Programm für den 
„Bund der Kommunisten“ vor. Es er-
schien kurz vor dem Ausbruch der Re-
volutionen von 1848 und verband die 
Analyse des aufsteigenden Kapitalis-
mus mit der Lehre des Klassenkamp-
fes und dem Streben für eine klassen-
lose Gesellschaft: dem Kommunis-
mus. Grundlegende marxistische 
Prinzipien wie der Kampf der kommu-
nistischen Partei für die Interessen 
der Arbeiterklasse, der revolutionäre 
Internationalismus und die materiali-
stische Analyse des Staates finden 

sich bereits in der kurzen Schrift. 
Diese Ausführungen wurden über die 
folgenden Jahrzehnte bis in die heuti-
ge Zeit die Leitlinien für revolutionäre 
Politik. Trotz aller Veränderungen in 
der politischen Landschaft ist das 
grundlegende System, der Kapitalis-
mus, geblieben und so haben die im 
Manifest dargelegten Prinzipien bis 
heute nichts an Aktualität eingebüßt. 
Das „Manifest“ gehört heute noch zur 
Grundausstattung jede*r Revolu-
tionär*in. 

Bernd Martin 
Bild - Sowjetische Briefmarke zum 
100. Jubiläumsjahr

1945 – Gedenken in Dresden auch in diesem Jahr
Jährlich am 13. Februar erinnern die 
Dresdnerinnen und Dresdner ge-
meinsam mit zahlreichen Akteuren 
aus der Zivilgesellschaft an die Zer-
störung der Stadt im Zweiten Welt-
krieg. In einem der größten Flächen-
bombardements des 2. Weltkriegs, 
der das Stadtgebiet auf einer Fläche 
von ca 15km² nahezu vollständig zer-
störte, starben zwischen dem 13. und 
15. Februar nach inzwischen gefestig-
ten Schätzungen zwischen 18.000 
und 25.000 Menschen, Gemeinsames 
Anliegen des Gedenkens ist es, ein 
Zeichen für den Frieden und gegen 
Gewalt und Kriegsherrschaft zu set-
zen. 
Auch im Jahr 2021 soll das Gedenken 
an den 13. Februar 1945 stattfinden, 

wenn auch durch die Corona-Pande-
mie unter völlig anderen Vorausset-
zungen. Wegen der gegenwärtig sehr 
angespannten Pandemielage hat 
man sich verständigt, in diesem Jahr 
keine Menschenkette in der Dresdner 
Innenstadt durchzuführen. Stattdes-
sen wird ein Gedenken im kleinen 
Rahmen am Abend des 13. Februar 
mit dem Oberbürgermeister und der 
Rektorin der Technischen Universität 
Dresden vorbereitet. Im Anschluss 
wird die Dresdner Philharmonie ein 
Gedenkkonzert per Livestream aus 
dem Kulturpalast spielen. 

 
Bernd Martin 

2006 - Otto Wiesner verstorben

Otto Wiesner – geboren am 14. Au-
gust 1910 in Hamborn/Westfalen - 
war ein deutscher Kommunist und 
NS-Opfer sowie Schriftsteller. Der 
Sohn eines Bergarbeiters erlernte 
nach dem Besuch der Volksschule den 
Beruf des Schriftsetzers. 1926 wurde 
er Mitglied des KJVD und 1928 der 

Kommunistischen Partei Deutsch-
lands. Wiesner wurde wegen seiner 
Mitgliedschaft und Aktivitäten in der 
KPD im September 1934 von der Ge-
stapo verhaftet. 1936 wurde er wegen 
Hochverrats zu sieben Jahren Gefäng-
nis und zu acht Jahren Ehrverlust ver-
urteilt. Otto Wiesner wurde in das 

Konzentrationslager Sachsenhausen 
und später in das Konzentrationsla-
ger Mauthausen in Oberösterreich 
verschleppt. Erst 1945 wurde er bei 
dem Einmarsch der US-Armee befreit. 
Nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges engagierte er sich beim 
Neuaufbau einer neuen politischen 
Ordnung in der damaligen Sowjeti-
schen Besatzungszone. Er ging nach 
Berlin, meldete sich beim ZK der KPD 
in der Wallstraße und wurde nach 
Potsdam geschickt, wo er zu den 
Gründern antifaschistischer bzw. so-
zialistischer Jugendausschüsse im 
Land Brandenburg gehörte. Seit ihrer 
Konstituierung am 10. September 
1945 war er auch Mitglied des Zentra-
len Antifaschistischen Jugendaus-
schusses, dessen Leiter Erich 
Honecker war. Wiesner war Mitglied 
der KPD-Bezirksleitung und Jugend-
sekretär der KPD-Bezirksleitung Bran-
denburg und von 1946 bis 1950 Abge-
ordneter des ersten brandenburgi-
schen Landtages nach dem Krieg. 
1946 wurde er Mitglied der SED und 
war von 1946 bis 1948 Landesvorsit-

zender der FDJ in Brandenburg. 
Gleichzeitig war er bis 1949 Mitglied 
des Zentralrats der FDJ. Anschließend 
war er als Mitarbeiter im ZK der SED 
tätig. Von 1955 bis 1960 leitete er die 
Gedenkstätte für das Potsdamer Ab-
kommen. 
Seit 1960 war er als freier Schriftstel-
ler tätig und kämpfte gegen national-
sozialistisches Denken. Er hielt an sei-
ner kommunistischen Überzeugung 
fest. Am 9. November 2005 wurde 
Otto Wiesner – gemeinsam mit Willi 
Frohwein – die Ehre und Auszeich-
nung erteilt, sich in das Goldene Buch 
der Landeshauptstadt Potsdam ein-
zutragen. Außerdem beantragte die 
Partei DIE LINKE im August 2010 in 
der Stadtverordnetenversammlung 
eine Straße oder einen Platz nach 
Otto Wiesner zu benennen. 
Am 1. Februar 2006 starb Otto Wies-
ner in Potsdam. Er wurde auf dem 
Neuen Friedhof in der Heinrich-
Mann-Allee beigesetzt. 
 

Bernd Martin 



Februar 2021 · Potsdams andere Seiten LINKS im Rathaus

 

5

Im April vergangenen Jahres erlangte 
das Klinikum „Ernst von Bergmann“ 
bundesweit traurige Berühmtheit – als 
einer der ersten bundesweiten Corona-
Hotspots in Krankenhäusern. Der Aus-
bruch kostete viele Leben, führte zur 
zeitweisen Schließung des gesamten 
Klinikums und brachte die Potsdamer 
Gesundheitsversorgung an ihre Gren-
zen. Erst Wochen später konnte das Kli-
nikum nach einer grundlegenden Um-
strukturierung schrittweise wieder ans 
Netz gehen. 
Auf Vorschlag des Oberbürgermeisters 
setzte der Aufsichtsrat eine unabhängi-
ge Untersuchungskommission unter 
Leitung der früheren Gesundheitsmini-
sterin Anita Tack ein. Nachdem auch die 
Staatsanwaltschaft gegen die bisherige 
Geschäftsführung und drei weitere 

Chefärzte ermittelte, konzentrierte sich 
die Arbeit der Kommission denn auch 
nicht auf individuelle Verantwortlich-
keiten, sondern auf die Prozesse, die zu 
dem Ausbruch führten. Nach mehr als 
einem halben Jahr liegt nun der Ab-
schlussbericht vor. Er wurde am 19. Ja-
nuar veröffentlicht und kann hier: htt-
ps://egov.potsdam.de/bi/vo020.asp?V
OLFDNR=32879 eingesehen werden. 
Die Untersuchungskommission zeigt 
darin ein komplexes Bündel von Ursa-
chen auf. Es gibt nicht den einen Grund, 
der zum Corona-Ausbruch und seinen 
Folgen führte – es sind viele Faktoren, 
die zum Geschehen beigetragen haben. 
Deutlich wird: es reicht nicht, ein Kran-
kenhaus nur in kommunaler Hand zu 
halten – auch die Zielstellung muss 
stimmen. Mit der – von der Stadt seiner-

zeit gewollten – Orientierung auf Ex-
pansion und nicht allein Wirtschaftlich-
keit, sondern Gewinnerzielung – erfolg-
te eine falsche Prioritätensetzung. Diese 
ging zu Lasten der Beschäftigten, aber 
eben auch der wichtigen Prozesse im 
Krankenhaus. Die Führungskultur wird 
als autoritär beschrieben – die kauf-
männische Perspektive ging der medizi-
nischen und pflegerischen vor. Auch die 
Rolle des Aufsichtsrates hinterfragt die 
Kommission kritisch. 
Klar ist nach diesem Bericht eines: das 
städtische Klinikum „Ernst von Berg-
mann“ braucht eine Neuausrichtung 
und ein neues Zielbild. Eine gute Ver-
sorgung der Patient*innen muss Vor-
rang vor Expansion und Gewinnerzie-
lung bekommen. Die drei Säulen Medi-
zin, Pflege und kaufmännischer Bereich 
müssen in einer Geschäftsführung auf 
Augenhöhe gemeinsam arbeiten. Die 
Transparenz im Unternehmen und die 
Funktion der Aufsichtsgremien müssen 
gestärkt werden. Die Untersuchungs-
kommission schlägt in ihrem Bericht 
auch einen Neubau des Krankenhauses 
vor. Die Stadt will über die notwendigen 
Schlussfolgerungen nun in einer Ar-
beitsgruppe beraten. Es kommt viel Ar-
beit auf die Stadtverordneten zu. Denn 
das Klinikum braucht einen verantwor-
tungsbewussten Neustart! 

 
Stefan Wollenberg, Fraktionsvors. 

FOTO: Timo Beurich

Erweiterung des 
Potsdam Museums 
 
 Das Potsdam Museum ist der 
Speicher der Potsdamer Kultur- 
und Stadtgeschichte. Um seine 
Rolle als Stadtmuseum zu stär-
ken, bedarf es zusätzlicher 
Räume für eine dauerhafte 
Ausstellung seiner vielfältigen 
Exponate. Potsdam braucht ei-
nen Ort für lokale und regio-
nale Kunst. 
Bei einer Ansiedlung solcher 
Räumlichkeiten im neuen 
KreativQuartier, entstehen 
Synergieeffekte mit der Kultur- 
und Kreativwirtschaft zum 
beiderseitigen Nutzen der Ak-
teure. Innovative Ausstellungs-
konzepte und Formate können 
neue Perspektiven und Ziel-
gruppen erschließen.  Ein gutes 
Beispiel dafür war eine Licht-
Installation und audiovisuelle 
Performance des Potsdamer 
Multi-Media-Teams Xenorama 
zum Werk des brandenburgi-
schen Impressionisten Karl Ha-
gemeister, welches die Werke 
in einem neuen Licht präsen-
tierte. 
Die Zeit drängt, da sich das 
Projekt des KreativQuartiers in 
einem fortgeschrittenen Pla-
nungsstadium befindet. Für 
das Potsdam-Museum, das das 
kulturellen Gedächtnis der 
Stadt darstellt, muss Planungs-
sicherheit geschaffen werden. 
Aus diesem Grund beauftra-
gen wir den Oberbürger- 
meister zu untersuchen, wie 
die geplante Erweiterung des 
Potsdam Museums im Sinne 
eines Standorts für die regio-
nale Kunst in das neue Kreativ-
Quartier eingeordnet werden 
kann. Dafür ist ein entspre-
chendes Umsetzungskonzept 
zu erarbeiten. 
Sascha Krämer, Stadtverordne-
ter,  Mitgl. im Kulturausschuss 
 

Das Brandenbuch 
ist wieder da 
 
 Im Dezember 2015 erschien das 
Brandenbuch zum ersten Mal. 
Aufgrund großer Nachfrage 
wurde es fast sofort nachge-
druckt. Jetzt liegt die dritte ak-
tualisierte Ausgabe vor. Der 
Änderungsbedarf war groß, 
viel hat sich in den letzten fünf 
Jahren in Brandenburg getan. 
Das Buch zeigt die Geschichte 
des Landes und die Identität 
seiner Bewohner - frei von Kli-
schees, aber nicht frei von Hu-
mor.  
Das Brandenbuch gibt es für 2 
Euro unter www.politische-bil-
dung-brandenburg.de

Die Mehrheit der Fraktion kritisierte An-
fang Januar die Fortsetzung der Kita-
Schließungen in Potsdam und forderte 
deren unverzügliches Ende, solange die 
7-Tage-Inzidenz mindestens 10 Tage un-
ter 300 liegt. Potsdam hatte zu Beginn 
des 2. Lockdowns vor Weihnachten wie 
unter anderem die Prignitz und Ober-
spreewald-Lausitz die Kitas geschlos-
sen. Andere Landkreise mit deutlich 
höheren Inzidenzen wie z.B. die Stadt 
Cottbus oder Elbe-Elster halten ihre Ki-
tas weiterhin offen. 
Auch die aktuelle Eindämmungsverord-
nung des Landes trifft im Gegensatz zu 
Schulen und Horten explizit keine ein-
heitliche Regelung für Kitas, sondern 
bleibt beim Grundsatz der offenen Kitas 
mit Spielraum für die örtlichen Träger. 
Das unterschiedliche Vorgehen und die 
unterschiedlichen Bewertungsmaßstä-
be schüren zu Recht Unverständnis und 
Unsicherheiten. 
Die Schließung der Kitas bringt viele Fa-
milien an den Rand der Verzweiflung - 
Homeoffice und Homeschooling muss 
realisiert werden oder die Pflege kleine-
rer Geschwister. Dazwischen das Kita-
Kind, das nicht notbetreuungsberech-
tigt ist und in die soziale Isolation ge-
zwungen wird. Das wird weder dem Bil-

dungsanspruch gerecht, noch ist es fair. 
Die Fehler des Frühjahrs, die man doch 
versprochen hatte, nicht zu wiederho-
len, werden wiederholt - verbunden 
auch mit allen Risiken für die betroffe-
nen Kinder. 
Erst auf Grund des Drucks von uns LIN-
KEn und des Potsdamer Kitaelternbei-
rates wurde in einem 1. Schritt beschlos-
sen, wenigstens Alleinerziehende in die 

Notbetreuungsberechtigung aufzuneh-
men. Eine weitere Woche später gab die 
Stadt einen Fahrplan für die Öffnung 
der Kitas bekannt. Nach diesem System 
soll nur noch bei roter Ampel die Notbe-
treuung greifen, bei grün und gelb ha-
ben die Kitas geöffnet – bei gelb gilt der 
Appell, davon nur bei Notwendigkeit 
Gebrauch zu machen. Über die Ampel-
farbe entscheidet eine Kombination aus 
7-Tage-Inzidenz, Veränderungen zur 
Vorwoche und Klinikauslastung. Wir 
begrüßen dieses neue System und wer-
den genau beobachten, ob dieses nun 
verlässlich und langfristig zur Anwen-
dung kommt. 
Familien und Kinder brauchen endlich 
die Sicherheit, dass angekündigte Maß-
nahmen auch Bestand haben. Darüber 
hinaus fordern wir weiterhin ein Kon-
zept vom Land, wie der Kitabetrieb auch 
unter Pandemiebedingungen sicher 
aufrechterhalten werden kann – für Fa-
milien und für Beschäftigte, die eben-
falls nicht hinten runterfallen dürfen. 
Die Erledigung dieser Hausaufgaben 
wurde im Sommer versäumt. 

Tina Lange, stellv. Fraktionsvors. 

Kita-Kinder brauchen eine Perspektive

Das Klinikum braucht einen Neustart  
Untersuchungskommission legt Abschlussbericht vor

FOTO:  Getty images



2021 bringt eine Reihe von Neuerungen 
in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung. So kommt u.a. der Grundrente 
genannte Zuschlag zur Rente. Die Um-
setzung des Gesetzes ist jedoch mit er-
heblichem Verwaltungsaufwand ver-
bunden, teilt die Deutsche Rentenversi-
cherung Berlin-Brandenburg mit. Des-
halb werden die ersten Grundrenten-
bescheide voraussichtlich erst ab Juli 
2021 versandt. 
 
Die Grundrente muss nicht beantragt 
werden, Berechnung und Zahlung er-
folgen automatisch, es besteht kein 
Handlungsbedarf für Rentner, Beträge, 
auf die ab Januar 2021 ein Anspruch be-
steht, werden nachgezahlt. Weitere 
Änderungen: 
 
Altersgrenzen werden angehoben 
Die Altersgrenze für die reguläre Al-
tersrente steigt zu Beginn des nächsten 
Jahres auf 65 Jahre und zehn Monate. 
Das ist Teil der regelmäßigen Anhe-
bung, bis 2031 die reguläre Altersgren-
ze von 67 Jahren erreicht ist. Auch bei 

der abschlagsfreien „Rente ab 63“ für 
besonders langjährig Versicherte (45 
Beitragsjahre oder mehr) steigt die Al-
tersgrenze für 1958 Geborene auf 64 
Jahre. Für diejenigen, die später gebo-
ren wurden, erhöht sich das Eintrittsal-
ter weiter, bis 2029 dann die Alters-
grenze von 65 Jahren erreicht sein wird. 
 
Beitragssatz stabil, Beitragsbemes-
sungsgrenze steigt 
Der Beitragssatz in der gesetzlichen 
Rentenversicherung wird auch 2021 
weiter bei 18,6 Prozent in der allgemei-
nen Rentenversicherung liegen. Dage-
gen steigt die Beitragsbemessungs-
grenze in der Rentenversicherung in 
den alten Bundesländern und dem 
früheren West-Berlin von monatlich 
6.900 auf 7.100 Euro und in den neuen 
Bundesländern von monatlich 6.450 
auf 6.700 Euro. Auch der monatliche 
Höchstbetrag zur freiwilligen Versiche-
rung steigt von 1.283,40 Euro auf 
1.320,60 Euro, der Mindestbeitrag 
bleibt mit 83,70 Euro monatlich unver-
ändert. 

Höherer Steueranteil für Neurentner 
Wer 2021 in den Ruhestand geht, muss 
einen höheren Anteil seiner Rente ver-
steuern: der steuerpflichtige Rentenan-
teil steigt von 80 auf 81 Prozent. Bei Be-
standsrenten bleibt der festgesetzte 
steuerfreie Rentenbetrag bestehen. 
Wer ab 2040 in Rente geht, dessen 
Rente wird komplett steuerpflichtig 
sein. 
 
Beratung - telefonisch und online 
Für Fragen steht die telefonische Bera-
tung der Deutschen Rentenversiche-
rung Berlin-Brandenburg auch „zwi-
schen den Jahren“ und an den ersten 
Arbeitstagen im neuen Jahr unter der 
kostenlosen Rufnummer 0800 1000 
48025 zur Verfügung. Anträge können 
online unter [www.eservice-drv.de] 
und im Rahmen einer zuvor mit einer 
Auskunfts- und Beratungsstelle termi-
nierten telefonischen Beratung sogar 
telefonisch gestellt werden. 
 

k.k.

Wenn Hubertus Heil im Spiegel-Inter-
view ankündigt, dass er aus Hartz IV 
"ein soziales Bürgergeld" machen 
möchte, für das sich niemand schämen 
muss, der es „braucht", dann ist das in-
haltlich zu begrüßen. Es hat aber auch 
einen zynischen Beiklang: Für Hartz IV 
müssen sich nämlich nicht die Betrof-
fenen schämen, sondern die bisherigen 
Bundesregierungen. Hartz IV bedeutet 
Armut und Ausschluss von der Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben sowie 
bürokratische Gängelung. Sie betrifft 
Kinder, Rentner*innen, aufstockende 
Geringverdiener und Erwerbslose glei-
chermaßen. 
DIE LINKE reklamiert seit der Ein-

führung von Hartz IV Sanktionsfreiheit 
und ein Ende des Kleinrechnens der Re-
gelsätze. Wir fordern eine sanktions-
freie Mindestsicherung sowie eine Kin-
dergrundsicherung, die jedes Kind si-
cher vor Armut schützt. 
Die Vorschläge von Herrn Heil könnte 
man als zaghafte Schritte in diese Rich-
tung sehen. Wie entschieden er sie ge-
hen will, bleibt allerdings abzuwarten. 
Denn auch Hubertus Heil hat als Mi- 
nister mit willkürlichen Abschlägen das 
Kleinrechnen der Regelsätze weiter be-
trieben. Die Lockerung des Sanktionsre-
gimes hat das Bundesverfassungsge-
richt dem Minister aufgetragen. 
Grundsätzlich hält Heil im Interview an 

ihnen fest. Ob das aus Rücksicht auf 
den Koalitionspartner geschieht oder 
aus eigener Überzeugung, ist letztlich 
egal. Mit der SPD in dieser GroKo ist 
keine Politik zu machen, die Armut 
bekämpft. 
Erhellend ist die Reaktion der Union auf 
diesen Vorstoß. Obwohl Heil konkret 
nur kleine Korrekturen ankündigt, geht 
die Union auf die Barrikade. Das zeigt 
noch mal, dass jede Regierung mit der 
Union den notwendigen sozialen Fort-
schritt blockieren wird. Für einen ech-
ten Abschied vom Hartz IV-System 
braucht es neue soziale Mehrheiten im 
Bundestag und den Druck aktiver 
Selbstorganisationen.                          k.k.
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Filmmuseum startet 
mit virtuellem Kino-
saal 
 
 Das Filmmuseum Potsdam 
wird fortan sein monatliches 
Kinoprogramm im Marstall 
durch ein Online-Angebot er-
gänzen. Seit dem 15. Januar 
findet man auf der Video-on-
Demand-Plattform "Kino2onli-
ne" Stummfilmraritäten, aktu-
elle Produktionen und Seiten-
blicke zu den Ausstellungen, 
Reihen und Themen des Film-
museums. 
Das Programmangebot wech-
selt monatlich. Die Filme kön-
nen zu moderaten Preisen (1 
bis 4 Euro) geliehen werden. 
Sie stehen 48 Stunden lang zur 
Sichtung bereit. Kostenlose 
Beiträge wie Einführungen, 
Filmgespräche oder Trailer er-
gänzen das Angebot. 
Regelmäßigen Nutzern wird 
das Freundschaftsabo empfoh-
len. Es bietet Zugang zu allen 
Filmen online und berechtigt 
zum ermäßigten Eintritt an 
der Kinokasse im Marstall. Das 
Freundschaftsabo kostet ein-
malig 36 Euro, ist ab Kaufda-
tum ein Jahr lang gültig und 
verlängert sich nicht automa-
tisch. 
Die vollständige Version – mit 
der Möglichkeit sich anzumel-
den und Filme zu sichten – 
wurde am 15.1.2021 online ge-
stellt. 
 
 

Stadtverwaltung 
wird mobiler 
 
 Mit einem sogenannten Remo-
te-Zugriff ist es Mitarbeitern 
der Stadtverwaltung seit kurz-
em möglich, vom eigenen 
Heim-PC aus über eine ver-
schlüsselte Verbindung mit 
ihrem Computer in der Ver-
waltung in Verbindung zu tre-
ten. Somit können sie auf die 
IT-Services, Anwendungen und 
Daten der Stadtverwaltung 
mobil zugreifen. 
Gut 1.000 Nutzer wurden be-
reits freigeschaltet, Bedarfs-
meldungen von weiteren 200 
liegen noch vor. 
„Das Verfahren läuft technisch 
reibungslos“, berichtet Thomas 
Morgenstern-Jehia, Fachbe-
reichsleiter E-Government. 
„Für die Beschäftigten, die pri-
vat die technischen Vorausset-
zungen nicht mitbringen, wer-
den derzeit den Geschäftsbe-
reichen 300 Mietnotebooks 
übergeben.”.  
Bis zu 1.600 weitere Geräte 
sollen noch beschafft werden.

Mit neuen sozialen Mehrheiten - 
Hartz IV beerdigen

Rente 2021 - was kommt, 
was sich ändert, was bleibt

FOTO:  pixabay



Seit Jahren wird über die Rückgabeforde-
rungen der Hohenzollern diskutiert. Nach 
Veröffentlichung diverser Gutachten von 
Historiker*innen, die die Rolle des Kron-
prinzen von Preußen bei der Machter-
greifung der Nazis beleuchteten, sowie 
der Befassung des Bundestages mit dem 
Themenkomplex, debattierte nun auch 
der Brandenburgische Ausschuss für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur am 
20.01.2021 auf Antrag der Linksfraktion 
die Forderungen der Hohenzollern. Was 
dabei rauskam, berichtet IABELLE VAND-
RE, kulturpolitische Sprecherin der Links-
fraktion im Brandenburger Landtag:  
Hat der Kronprinz von Preußen den Na-
tionalsozialisten erheblichen Vorschub 
geleistet? Diese Frage ist nach wie vor 
Dreh- und Angelpunkt in der Auseinan-
dersetzung um die Rückgabe- und Ent-
schädigungsforderungen des Hauses 
Hohenzollern. Auf diese hätten sie nach 
dem Ausgleichsleistungsgesetz von 
1994 nur Anspruch, wenn keine Vor-
schubleistung des Kronprinzen erfolg-
te. Gerade in dieser wesentlichen Frage 
gab es in den vergangenen Wochen Be-
wegung, als Prof. Christopher Clark, 
Preußenexperte und Professor an der 
University of Cambridge, öffentlich 
machte, dass der Kronprinz entgegen 
seiner bisherigen Einschätzungen in 
wesentlichem Maße zur Schwächung 
der Weimarer Republik und damit zur 
Abschaffung der Demokratie beigetra-
gen hatte. In unserer Podiumsdiskussi-
on am Vorabend der Ausschusssitzung, 
zu der wir neben Prof. Dr. Clark auch 
Prof. Dr. Schlotheuber, die Vorsitzende 
des Deutschen Historikerverbandes, ge-
winnen konnten, wurde deutlich: es 
gibt keinen Historiker*innenstreit über 
die Rolle des Kronprinzen, denn er war 
ein Gegner der Demokratie und hat 

durch sein Handeln dem Nationalsozia-
lismus erheblichen Vorschub geleistet. 
Tatsächlich ausurteilen kann das aller-
dings nur ein Gericht. Doch statt es dar-
auf ankommen zu lassen und somit die 
Forderungen der Hohenzollern endgül-
tig zurückzuweisen, befinden sich der 
Bund und die Länder Berlin und Bran-
denburg mit Georg Friedrich Prinz von 
Preußen seit mehreren Jahren in Ver-
handlungen.  Einzig Christian Görke ver-
ließ in seiner damaligen Position als Fi-
nanzminister den Verhandlungstisch 
und forderte die Wiederaufnahme der 
gerichtlichen Auseinandersetzung ein. 
Diesen Kurs hat die aktuelle Finanz- 
ministerin Lange (SPD) jedoch wieder 
verlassen und ist gewillt eine außerge-
richtliche Einigung zu erzielen. Das ist 
für uns jedoch aus mehreren Gründen 
der falsche Weg:  
1.) Wir brauchen eine juristische Klärung 
über die Frage der Vorschubleistung, 
um die Forderungen endgültig zurück-
weisen zu können.                                                                                                                                   
2.) Die über 120 Unterlassungsbegehren, 
die Georg Friedrich Prinz von Preußen 
gegen Wissenschaftler*innen, Journa-
list*innen und Politiker*innen rechtlich 

vorgebracht hat, zeugen aus meiner 
Sicht nicht von Interesse an einer offe-
nen, gesellschaftlichen Auseinanderset-
zung zum Agieren und Wirken des Hau-
ses Hohenzollern. Aufgabe der Politik ist 
es jedoch, diesen Diskurs sowie die Frei-
heit von Wissenschaft, Forschung und 
Journalismus sicherzustellen. Sich vor 
dem Hintergrund seines Agierens mit 
Georg Friedrich Prinz von Preußen an ei-
nen Verhandlungstisch zu begeben, ist 
ein nicht akzeptables Entgegenkom-
men. Hier bedarf es einer klaren Hal-
tung. 
3.) Tatsächlich sind nur ca. 90 der meh-
reren Tausend Kulturgüter mit Sicher-
heit Dauerleihgaben des Hauses Ho-
henzollern. Für den weit größeren Teil 
sind die Eigentumsverhältnisse zumin-
dest komplexer. Das öffentliche Interes-
se am freien Zugang zu den Schlössern, 
Kunstwerken und Kulturgütern werden 
wir daher nicht durchsetzen können, 
wenn die betroffenen Konvolute in Ver-
handlungen miteinander vermengt 
werden. 

Isabelle Vandre, MdL 
FOTO: Landtagsfraktion
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Keine Verhandlungen mit den Hohenzollern! Aufsicht durch Behör-

den in der Tierhal-
tung muss gestärkt 
werden 
 
 Zu den aktuell aufgedeckten 
Missständen in einem 
Schlachtbetrieb und einer 
Schweinehaltung in Branden-
burg erklärt die verbraucher-
politische Sprecherin der Land-
tagsfraktion, MARLEN BLOCK: 
 
Es ist nicht hinnehmbar, dass 
gravierende Verstöße gegen 
Tierschutzbestimmungen im-
mer wieder nur durch versteck-
te Aufnahmen von Tierschutz-
organisationen ans Licht kom-
men. Das bedeutet ein Total-
versagen der behördlichen 
Kontrollen. Das Kontrollsystem 
ist offenbar nicht geeignet, 
Missstände zu beseitigen. 
Ohne die Tierhalter*innen un-
ter Generalverdacht stellen zu 
wollen, fragt man sich jedoch: 
Was ist eigentlich in denjeni-
gen Haltungen los, in denen 
keine versteckten Kameras in-
stalliert sind? 
 
Kontrollen müssen viel häufi-
ger und auch unangekündigt 
stattfinden und es muss klar 
sein, wie bei der Feststellung 
von Verstößen vorgegangen 
wird. Die Landesregierung ist 
gefragt, den vor Ort zuständi-
gen kreislichen Veterinär-
behörden verbindliche Leitlini-
en an die Hand zu geben. Das 
nutzt sowohl dem Tierschutz 
als auch den verantwortungs-
bewussten Tierhalter*innen, 
die sich an die Vorschriften 
halten. 

Kinderrechte: Ende gut, alles gut?
Seit langem fordern Kinderrechtsver-
bände die Verankerung der Kinder-
rechte im Grundgesetz. Bisher wer-
den die besonderen Bedürfnisse und 
Interessen von Kindern und die Rech-
te, die sich daraus ableiten, in der Ver-
fassung nicht gewürdigt. Kinder fin-
den im Grundgesetz lediglich als Ob-
jekt elterlicher und staatlicher Fürsor-
ge Platz. Nach Jahrelangem Ringen 
haben sich Union und SPD auf eine 
Formulierung für die Aufnahme der 
Kinderrechte verständigt. 
Bereits 2001 brachte die PDS-Fraktion 
einen entsprechenden Vorschlag ein. 
Im Fokus des damaligen Gesetzesent-
wurfes stand, deutlich zu machen, 
dass Kinder überhaupt Träger von 
Rechten sind. Auch wenn der Vor-
schlag damals wenig überraschend 
abgelehnt wurde: Die Diskussion war 
nicht mehr zu stoppen. Auch Grüne 
und SPD übernahmen die Forderung. 
Doch für eine Verfassungsänderung 

fehlte stets die notwendige Zweidrit-
telmehrheit in Bundestag und Bun-
desrat. Die Union positionierte sich 
klar gegen die Forderung. Sekundiert 
von konservativen christlichen Ver-
bänden warnten CDU und CSU davor, 
das Recht von Eltern ihre Kinder zu er-
ziehen, könne ausgehöhlt werden. 
Umso überraschender war es dann, 
dass 2017 die Aufnahme der Kinder-
rechte in das Grundgesetz erst Teil 
des Wahlprogramms der Unionspar-
teien und dann auch des Koalitions-
vertrages mit der SPD wurde. 
Zwar war nun die Absicht bekundet, 
doch wie die Formulierung im Detail 
aussehen sollte, blieb weiterhin of-
fen. Die Diskussion hatte sich seit 
dem ersten Vorstoß der PDS deutlich 
weitergedreht. Es sollte nicht mehr 
nur darum gehen, Kinder überhaupt 
als Rechtsträger kenntlich zu machen. 
Vielmehr sollte auch klargestellt wer-
den, welche besonderen Rechte Kin-

der besitzen. Um das auszuloten, 
setzte die Koalition eine Arbeitsgrup-
pe ein. Diese stand erst kurz vor dem 
Scheitern, um anschließend nicht ei-
nen, sondern gleich drei Vorschläge 
zu präsentieren. Justizministerin 
Christine Lambrecht (SPD) machte 
sich auf der Suche nach einem Kom-
promiss mit den nach wie vor skepti-
schen Unionsvertretern den weich-
sten der drei Vorschläge zu eigen. 
Doch auch der ging vielen in der Uni-
on wohl noch zu weit. 
Insbesondere das Recht von Kindern, 
an allen Angelegenheiten, die sie be-
treffen, auch beteiligt zu werden und 
der Vorrang des Kindeswohls trafen 
bei den Konservativen immer wieder 
auf Widerstand. Beides findet sich im 
nun vorgestellten Vorschlag auch 
nicht wieder. Der Vorrang des Kindes-
wohls wird eingeschränkt und ist nur 
noch „angemessen zu berücksichti-
gen“. Vom Recht auf Beteiligung ist 

gleich gar nicht mehr die Rede. Es 
wird auf ein Recht auf rechtliches 
Gehör reduziert. 
Damit fällt der Vorschlag weit hinter 
die Vorgaben der UN-Kinderrechts-
konvention zurück. Union und SPD 
nehmen damit ein Scheitern ihres 
Vorschlages in Kauf. Denn für eine 
Zweidrittelmehrheit im Bundestag 
brauchen sie LINKE und Grüne. Unse-
re Zustimmung wird es aber nur ge-
ben, wenn eine Grundgesetzände-
rung die Stärkung der Kinderrechte 
insbesondere bezüglich Förderung, 
Beteiligung und Schutz beinhaltet. 
Der nun vorgelegte Vorschlag ist ein 
herber Rückschlag auf dem langen 
Marsch zur Verankerung der Kinder-
rechte im Grundgesetz. Wie und 
wann dieser Weg zu Ende geht, ist 
aber nach wie vor offen. 
Norbert Müller, MdB, kinder- und ju-
gendpolitischer Sprecher der Fraktion 
DIE LINKE
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Im Sportpark Luftschiffhafen wurden 
aufgrund mehrerer Modernisie-
rungsmaßnahmen in den letzten 
Jahren etliche Exponate diverser 
DDR-Künstler eingelagert. Nach Fer-
tigstellung der neuen Schulsporthal-
le am Luftschiffhafen sollen sie er-
neut im öffentlichen Raum präsen-
tiert werden. Bis dahin ist seit Anfang 
Januar eine Ausstellung mit Werken 
der Künstlerin Dorothea Nerlich und 
des Bildhauers Wolfgang Knorr im 
Foyer der MBS-Arena zu sehen. 
„Wir sind in der glücklichen Lage, 
dass wir über ein Kunsterbe im Sport-
park Luftschiffhafen verfügen, wel-

ches wir wieder beleben wollen! Die 
vorhandenen und gesicherten Werke 
waren und sind ein wichtiger Be-
standteil der Geschichte dieses 
Geländes, die wir auch in Zukunft ge-
bührend in den Sportpark integrieren 
möchten", so Dirk Wolfgramm, Ge-
schäftsführer der Luftschiffhafen 
Potsdam GmbH.  
Neben den Exponaten der genann-
ten Künstler wird auch die Bronze-
büste von Turnvater Friedrich Ludwig 
Jahn präsentiert. 

 
Bronzebüste von Turnvater Friedrich 

Ludwig Jahn / Foto: ProPotsdam 

Das Alexander-Haus mit einem Jahresrückblick 
 
Das Alexander-Haus am Ufer des Groß Glienicker Sees wird Stück für Stück 
zu einem Ort für Bildung und Versöhnung entwickelt. Der erste Schritt, die 
Restaurierung des Sommerhauses, ist fast abgeschlossen und auch darüber 
hinaus hat der Verein im Jahr 2020 Einiges auf die Beine gestellt, so u.a. die 
Veröffentlichung des Bilderbuches "Sommerhaus am See" und die Veran-
staltung eines Kreativ-Camps.

DDR-Kunst kehrt zurück

Unter ungewöhnlichen Umständen 
gaben sich im Belvedere auf dem 
Pfingstberg im letzten Jahr 70 Paare 
das Ja-Wort - auf Abstand bedacht 
und mit beschränkter Gästezahl. Ca. 
30 Hochzeiten wurden im ersten 
Lockdown abgesagt bzw. verscho-
ben. 
Paare, die sich für eine standesamtli-
che Trauung im Belvedere in der Sai-
son 2021 interessieren, können sich 

ab sofort mit dem Standesamt Pots-
dam in Verbindung setzen.  
Telefonisch erreichbar sind die Mitar-
beiterinnen unter (0331) 28 91 742 
oder -43. Auskunft zu weiteren Ange-
boten im Belvedere, gibt der Förder-
verein Pfingstberg unter der Telefon-
nummer (0331) 20 05 79 30. 
 
Maurisches Kabinett  
Foto: SPSG_Foto, Leo Seidel 

Heiraten im Belvedere - 
Anmeldung wieder möglich

2020 war das zweitwärmste Jahr in 
Deutschland seit Beginn systemati-
scher Wetteraufzeichnungen. Das 
stellt der Deutsche Wetterdienst 
(DWD) fest. Im zurückliegenden Jahr-
zehnt trat demnach eine Häufung 
sehr warmer Jahre auf, im Vergleich 
zur Referenzperiode 1961-1990 war 
das Jahrzehnt insgesamt 2°C wärmer. 
 
Dazu der Erdsystemwissenschaftler 
Johan Rockström, Direktor des Pots-
dam-Instituts für Klimafolgenfor-
schung: "Es geht nicht darum, dass 
ein Jahr rekordwarm war - es geht 
um den Trend der Erwärmung, ange-
trieben durch Treibhausgase aus fos-
silen Brennstoffen. Wir blicken 
zurück auf ein erschreckend warmes 
Jahrzehnt, mit einer erschreckenden 
Menge von Extremereignissen: Dür-

ren in den USA, Buschbrände in Aus-
tralien, die Liste ist lang. Die Wissen-
schaft zeigt sehr klar, dass wir unsere 
eigenen Lebensgrundlagen gefähr-
den, wenn wir unseren Planeten wei-
ter aufheizen; nie zuvor in der Ge-
schichte der menschlichen Zivilisati-
on hatten wir eine solche Erwär-
mung. Während jährliche Tempera-
turen schwanken können, wird der 
Erwärmungstrend weitergehen, 
wenn wir unseren Ausstoß von CO2 
nicht rasch reduzieren. Wir können 
die Reduzierung schaffen, aber wir 
müssen wirklich jetzt damit anfan-
gen.“ 
 
Foto: stux, pixabay 

2020 war ein 
rekordwarmes Jahr


